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Mitglieder-Info Nr.  3/2014 
 
Hilfen zum behindertengerechten Umbau eines Pkw 
Urteil des Bundessozialgerichtes vom 23.08.2013, Az.: B 8 SO 24/11 R 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

unter Bezugnahme auf TOP 12.6 der Sitzung des FA I vom 10. bis 12.09.2013 in Rothen-
burg ob der Tauber erhalten Sie als Anlage  die mittlerweile vorliegende o. g. Entscheidung 
des BSG zur Kenntnis. 

In der Entscheidung ging es im Wesentlichen darum, inwieweit eine ehrenamtlich tätige 
Person im Sinne des § 9 Abs. 2 Nr. 11 der Eingliederungshilfeverordnung auf ein Kraft-
fahrzeug angewiesen ist. 

Aus der Entscheidungsbegründung sind aus Sicht der Geschäftsstelle folgende Punkte 
hervorzuheben: 

• Eine ehrenamtliche Tätigkeit gehört nach Auffassung des Senates in besonderer 
Weise zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft. Hierzu verweist der erkennende 
Senat auf die Regelung in § 11 Abs. 2 Satz 2 SGB XII (Rd.-Nr. 17 der Entschei-
dung). 

• Weiter stellt der Senat fest, dass für die Beurteilung, ob jemand im Sinne des § 9 
Abs. 2 Nr. 11 Eingliederungshilfeverordnung auf ein Kraftfahrzeug angewiesen ist, 
grundsätzlich ein individueller und personenzentrierter Maßstab gilt, der regelmäßig 
einer pauschalierenden Betrachtung des Hilfefalls entgegensteht (Rd.-Nr. 16 der 
Entscheidung). 
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• Weiter stellt der Senat fest, dass bei der Auslegung von § 9 Abs. 2 Nr. 11 Eingliede-
rungshilfeverordnung §  8 Abs. 1 Satz 2 Eingliederungshilfeverordnung nicht heran-
zuziehen ist (Rd.-Nr. 19 der Entscheidung). 

Ich bitte um Kenntnisnahme. 

Die Gewährung von Kraftfahrzeughilfen werde ich erneut für die Beratungen im FA I vor-
sehen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

gez.: 

Matthias Krömer 


